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In diesem Artikel hat Werner Peters 
die in dem Buch entwickelten Argu-
mente für ein gemischt aleatorisch-re-
präsentatives Parlamentssystem zu-
sammengefasst. 

„Wahlen allein sind primitiv. Eine De-
mokratie, die sich darauf reduziert, ist 
dem Tod geweiht“ so hat David van 
Reybrouck in seinem 2013 erschiene-
nen Buch „Gegen Wahlen“ geschrie-
ben, in dem er sich für eine Einbe-
ziehung des Losverfahrens bei der 
Zusammensetzung des Parlaments, 

Werner Peters hat 2018 in dieser Zeit-
schrift einen Artikel „Nichtwähler ins 
Parlament“ veröffentlicht, in dem er 
sich dafür ausspricht, zur Auffrischung 
der Demokratie neben den gewählten 
Parteivertretern aus der Bevölkerung 
geloste Bürger entsprechend dem Pro-
zentsatz der Nichtwähler ins Parla-
ment zu senden. 
	  
Er hat diese Idee inzwischen in einem 
Buch vertieft und um Gedanken zum 
inneren Kern von Demokratie und der 
ambivalenten Rolle von Wahlen er-
weitert. 

also ein gemischt aleatorisch-reprä-
sentatives System, ausspricht. In der 
Tat, Wahlen verfehlen zunehmend ihr 
Ziel, stabile politische Verhältnisse 
zu schaffen, wie die letzte Bundes-
tagswahl gezeigt hat, und leiden da-
runter, dass sie einen Großteil der Be-
völkerung von der Repräsentation im 
Parlament ausschließen. Nimmt man 
die Wähler der sogenannten „Sonsti-
gen“ dazu, die wegen der 5 %-Hürde 
den Einzug ins Parlament verpasst 
haben, so ist mit den Nichtwählern, 
die immerhin ein Viertel der Bevöl-
kerung stellen, annähernd ein Drittel 
der Bürger nicht im neuen Bundestag 
vertreten, wobei dieser aufgrund der 
Unfähigkeit der Parteien zu grundle-
genden Reformen – nicht einmal im 
eigenen Haus – erneut auf 125 % sei-
ner Sollgröße aufgebläht wurde.

Die Parteiendemokratie dämmert ih-
rem Ende entgegen. Die Politikver-
drossenheit der Bürger steigt im glei-
chen Maße, wie die Fähigkeit und 
Bereitschaft der Politiker zu ernst-
haften Reformen an den politischen 
Strukturen abnehmen. Mit der CDU 
im freien Fall verschwindet auch die 
letzte Volkspartei. Die Auflösung der 
Blöcke und an deren Stelle eine hek-
tische Suche nach Koalitionsmehr-
heiten unter Parteien verschiedenster 
politischer Ausrichtung wird das Ver-
trauen in die Zuverlässigkeit der Poli-
tik weiter schwinden lassen.

Ohne die Parteien für das ganze Aus-
maß der vorhandenen und sich wei-
ter ausbreitenden Demokratiemüdig-
keit verantwortlich zu machen, ist 
es offensichtlich ihre alles beherr-
schende Präsenz in Politik und Ge-
sellschaft, an der eine Reform der 
demokratischen Strukturen anzuset-
zen hat. „Die Parteien wirken bei der 
politischen Willensbildung des Volkes 
mit“ heißt es in Art. 21, 1 GG. Diesen 
Auftrag zur „Mit“-wirkung haben die 
deutschen Parteien zum Anlass ge-
nommen, im Laufe der Zeit ihre Domi-
nanz in der Politik immer weiter aus-
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Allgemeinheit. Auch wenn immer noch 
eine Mehrheit der Bürger den Parteien 
ihre Stimme gibt, zeigt doch die ab-
nehmende Wahlbeteiligung und eine 
Zunahme von Bürgern, die sich be-
wusst als Nichtwähler identifizieren   
eine deutliche Entfremdung der Bürger 
von den Parteien. 

Die Schwäche der Parteien, ihre wach-
sende Unfähigkeit, das Wahlvolk an 
sich zu binden, höhlt das parlamentari-
sche System auf Dauer aus und mit ihr 
das Vertrauen in die Demokratie.

Demokratie ist 
„Demokratie in Bewegung“	

Wir müssen uns mit der Tatsache aus-
einandersetzen, dass Demokratie 
nichts Statisches ist, das, einmal er-
worben, ein sicherer Besitz geworden 
ist. Im Gegenteil, sie muss ständig 
beobachtet, gepflegt und eigentlich 
immer wieder neu erworben werden, 
indem sie an die veränderten Um-
stände und an die sich ändernden Be-
dürfnisse der Menschen angepasst 
wird. Demokratie ist „Demokratie in 
Bewegung“, in permanenter Reform. 
Wenn das nicht geschieht, stirbt der 
Geist der Demokratie, und es bleiben 
nur noch die Rituale.

 „Post-Demokratie“	

Der politische Philosoph Colin Crouch 
hat dieses Phänomen reifer, ihre 
Energie verlierender Demokratien als 
„Post-Demokratie“ bezeichnet. Sie 
ist für ihn das Endstadium einer Ent-
wicklung, die er mit dem Bild einer 
Parabel oder einer abgeschnittenen 
Ellipse als Weg einer Gesellschaft 
vom Gewinnen zum Verlieren der De-
mokratie nachzeichnet: er spricht von 
einer Phase der Vordemokratie, in der 
die Kurve auf beiden Achsen noch 

weit vom idealen Scheitelpunkt der 
vollendeten Demokratie entfernt ist 
und sich dann diesem nähert, ohne 
ihn ganz zu erreichen, dann aber wie-
der sich von ihm löst und in die Un-
endlichkeit der Post-Demokratie ab-
wandert. Es kommt also alles darauf 
an, nicht nur möglichst nahe an die-
sen Idealzustand heranzukommen, 
sondern vor allem den zentrifugalen 
Kräften zu widerstehen, die an der 
Demokratie zerren und sie so schwä-
chen, dass sie ihren Halt am Ideal 
verliert und in die Post-Demokratie 
abdriftet. Es ist das Paradox der De-
mokratie, dass sie nur, indem sie sich 
entwickelt, erhalten bleibt. Nur was 
sich ändert, bleibt bestehen.

Die Wahl – kein 
demokratisches Element	

Wenn man sich mit der Frage beschäf-
tigt: Was macht denn eigentlich De-
mokratie aus, so macht man die über-
raschende Entdeckung, dass die Wahl 
kein konstituierendes Element der De-
mokratie ist, sondern im Gegenteil ein 
aristokratisches, indem sie die „Macht 
des Volkes“ – demo-kratia – an Reprä-
sentanten delegiert, die für das Volk 
politisch agieren. In der Ur-Demokra-
tie im Athen des 5. Jahrhunderts vor 
Christus regierte das Volk sich selbst, 
indem jeden Tag immer wieder aus der 
Bürgerschaft Mitglieder ausgelost wur-
den, die für diesen Tag die Staatsge-
schäfte besorgten. Der Philosoph Aris-
toteles hat in seiner Abhandlung über 
die verschiedenen Staatsformen als 
das entscheidende Kriterium für die 
Demokratie herausgestellt, dass in ihr 
„die Regierten gleichzeitig Regieren-
de“ sind, das heißt also das Staatsvolk 
gleichzeitig seine eigene Regierung 
bildet. Wahlen, die es auch in Athen 
für einige besonders herausgehobe-
ne Ämter, z. B. die Strategen, gab, sind 
für Aristoteles ein aristokratisches Ele-
ment, insofern das Volk seine Macht an 
Repräsentanten übergibt.

Nur die eigene und unmittelbare Regie-
rung der Bürger durch die Bürger selbst 
ist eine wirkliche Demokratie.

Diesen entscheidenden Wesenskern 
der Demokratie sollte man sich be-
wusst machen, wenn es darum geht, 
demokratische Verhältnisse in einer 
Gesellschaft zu erhalten und ihr Abglei-
ten in die Post-Demokratie durch struk-

zudehnen und andere Akteure, etwa 
aus der Zivilgesellschaft, von poli-
tischen Entscheidungen weitestge-
hend auszuschließen.

Die Parteien haben sich nicht ange-
passt an die gewachsenen Bedürf-
nisse der Menschen nach unmittel-
barer Mitbestimmung am politischen 
Geschehen. Sie halten fest an alten 
Strukturen und bieten den Bürgern 
außer Teilnahme an Wahlen keine 
Möglichkeit, sich wirkungsvoll einzu-
bringen in die politische Gestaltung 
der Gesellschaft. Dies aber wird zu-
nehmend als nicht ausreichend emp-
funden, weil der Glaube an Wahlen als 
Anstoß zu Veränderungen und Refor-
men einer Resignation des „es ändert 
sich ja doch nichts“ Platz gemacht hat 
und die Parteien nicht mehr als Sach-
walter des Gemeinwohls und Träger 
von Zukunftsvisionen wahrgenommen 
werden.  

Die Menschen sind politisch aktiv ge-
worden, allerdings nicht in den Partei-
en, sondern in eigenen Initiativen und 
Aktionsgruppen. Sie mischen sich ein 
in die Politik, bestreiten den Parteien 
den Anspruch, als ihre Vertreter oder 
gar Vormunde allein die Politik zu be-
stimmen. Mit der weiten Verbreitung 
des Internet und den immer leichte-
ren und immer schnelleren Möglich-
keiten der Vernetzung ist eine weitere 
Welle politischer Aktivitäten in Form 
von Kampagnen, Petitionen, Aufrufen 
dazu gekommen. Das politische En-
gagement ist unübersehbar, aber es 
bricht sich an den Strukturen, die das 
Monopol des politischen Handelns 
und Entscheidens im Parlament ver-
ankert haben, in dem aufgrund des 
Wahlsystems nur die Parteien das Sa-
gen haben. 

Hier zeigt sich das eigentliche Pro-
blem der Parteiendemokratie. Nicht 
nur sind die Menschen politisch mün-
diger geworden und wollen die Politik 
nicht mehr allein den gewählten Ver-
tretern überlassen, es hat sich auch 
ein gesundes Misstrauen herausgebil-
det, was die Gemeinwohlorientiertheit 
der Parteien und ihrer Abgeordneten 
angeht. Vom Einfluss der Lobbyis-
ten und starker Verbände ganz abge-
sehen, sind die Eigeninteressen an 
Machtgewinn und Machterhalt und 
am Fortgang der Karriere mindestens 
so bestimmend wie die Interessen der 
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turelle Reformen zu verhindern. Auch 
wenn in unseren Massengesellschaf-
ten politische Verhältnisse nicht so zu 
organisieren sind wie im überschau-
baren Stadtstaat Athen, ist es durch-
aus möglich, die Bürger nicht nur durch 
Wahlen über Repräsentanten (sprich 
Parteivertreter), sondern auch unmit-
telbar per Losverfahren an der Gestal-
tung der Politik zu beteiligen.

Im Folgenden sollen die Grundzüge 
eines solchen gemischt aleatorisch-
repräsentativen Parlamentarismus 
dargestellt werden. Zu seiner Verwirk-
lichung bedarf es nur der Orientierung 
am Geist der Demokratie und des po-
litischen Willens, eingefahrene Denk-
muster in Frage zu stellen und Macht 
abzugeben.

Die Tatsache, dass die Wahl eigentlich 
nicht zur Demokratie gehört, ist völlig 
aus dem Bewusstsein verschwunden, 
sie ist aber eigentlich von Anfang an 
bei der Wiederentdeckung der Demo-
kratie nach gut zweitausend Jahren im 
Zuge der Aufklärung im 18. Jahrhundert 
unterdrückt worden. Während die Phi-
losophen Montesquieu und Rousseau 
noch durchaus radikaldemokratische 
Ideen vertreten haben, spielten diese 
in den Verfassungsdebatten nach dem 
Sturz der Monarchie keine Rolle mehr.  
Die „Revolutionäre“ der ersten Stunde 
kamen überwiegend aus dem gehobe-
nen Bürgertum und hatten keine be-
sonders hohe Meinung vom Volk (dem 
demos). Im Gegenteil, sie fürchteten 
durchaus zurecht, dass eine echte De-
mokratie, das heißt eine politische Er-
mächtigung auch der Unterschichten, 
die wirtschaftlichen Verhältnisse um-
stürzen und die Gesellschaft ins Chaos 
stürzen würde.

Montesquieu und Rousseau hatten 
sich in ihrer politischen Philosophie 
auf Aristoteles bezogen und mit ihm 
das athenische Modell mit seiner Mi-
schung aus Losverfahren und Wahl als 
funktionsfähig und im wahren Wort-
sinn demokratisch dargestellt.  Ein-
zelne Stimmen wie die von Marat, der 
ausrief: „Was haben wir denn von der 
Zerstörung der Aristokratie der Adli-
gen gewonnen, wenn sie nachher wie-
der durch eine Aristokratie der Reichen 
ersetzt wird“, wurden marginalisiert. 
Die politische Elite, von der die Fran-
zösische Revolution nach der Erstür-
mung der Bastille durch das Volk weiter 

fortentwickelt wurde, hat von Anfang 
an auf eine repräsentative „Demokra-
tie“ gesetzt, also eine Vertretung des 
Volkswillens durch gewählte Politiker.

Keine direkte Demokratie 
bei der Gründung der USA	

Bei der mehr als ein Jahrzehnt vorher 
stattgefundenen amerikanischen Re-
volution, die ja kein Umsturz der ge-
sellschaftlichen Verhältnisse war, 
sondern ein Aufstand gegen eine als 
Willkür empfundene Fremdherrschaft, 
kam der Gedanke an eine tatsächliche 
Volksherrschaft gar nicht erst auf, auch 
wenn der Text der Verfassung empha-
tisch mit „We the People“ ansetzt. Die 
Träger der amerikanischen Befreiungs-
bewegung waren wohlsituierte Land-
besitzer und städtische Honoratioren, 
in allem außer dem Namen, eine Aristo-
kratie des Landes.

Der Gedanke, die neu gewonnene 
Macht dem Volk direkt anzuvertrauen, 
kam gar nicht erst auf, er wurde von 
den geistigen Gründervätern der Na-
tion sogar auf das Entschiedenste zu-
rückgewiesen. John Adams, der späte-
re zweite Präsident, schreibt in seinem 
Essay „Thoughts on Government“, 
dass es entscheidend sei, „Macht von 
den Vielen auf die wenigen Besterfahr-
enen und Guten zu übertragen“. 

Ähnlich argumentiert James Madison, 
auch er ein späterer Präsident, in einem 
der Essays der Federalist Papers, in de-
nen er für die Annahme der Verfassung 
wirbt: „Das Ziel jeder politischen Verfas-
sung ist – oder sollte es zumindest sein – 

erstens als Regenten Männer zu finden, 
die genügend Weisheit besitzen, um das 
gemeinsame Wohl für die Gesellschaft 
zu erkennen, und genügend Tugend, um 

es zu verfolgen... Dass die führenden 
Männer durch die Wahl bestellt werden, 
ist die charakteristische Verfahrensweise 
der republikanischen Regierungsform“.

Die amerikanischen Gründerväter hat-
ten keine Demokratie im Blick, son-
dern haben eine Republik errichtet, 
und deren Gestaltungsmerkmal ist 
die Wahl. „Dem demokratischen Prin-
zip ist dadurch Genüge getan, dass bei 
der Wahl der natürlichen ‚aristoi‘“, wie 
Thomas Jefferson, ein weiterer spä-
terer Präsident, wörtlich formulierte, 
„alle Staatsbürger beteiligt sind“.

Das entscheidende Kriterium ist die 
Wahl und damit die Repräsentation 
des Volkes durch eine eigene Gruppe 
von Politikern statt der direkten Teilha-
be des Volkes an der Regierung. Wäh-
rend im alten Athen jeder Bürger nicht 
nur in seinem Recht und seiner Funkti-
on, sondern in seinem Namen ein Poli-
tiker – polites – war, blieb dies bei der 
Wiederentdeckung und Neugründung 
der Demokratie einer vom Volk abge-
hobenen Schicht von Männern (Frauen 
waren sowieso ausgeschlossen) vorbe-
halten, die durch Wahlen zum Regieren 
berufen wurden. Die Identität von Re-
gierenden und Regierten, die Aristote-
les als den eigentlichen Kern der Demo-
kratie herausgearbeitet hat, blieb bei 
der Neuentdeckung der Demokratie im 
18. Jahrhundert auf der Strecke, ohne 
dass dieser Verlust je realisiert wurde.
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Geburtsfehler 
der modernen Demokratie	

Diese der Idee der Demokratie zugrun-
deliegende Identität von Regierten und 
Regierenden geht weit über die forma-
le Installation von Regierungsämtern 
hinaus. In ihr verwirklicht sich das We-
sen der Demokratie, die nicht nur die 
Gleichheit, sondern auch die Freiheit 
der Bürger verwirklichen will: Gleich-
heit, indem jeder die Chance hat, an 
der Regierung beteiligt zu werden, und 
Freiheit, indem sich jeder bewusst ist, 
dass er sozusagen Regierender im War-
testand ist.

Mit dem Geburtsfehler der modernen 
Demokratie leben wir bis heute. Mit 
absoluter Selbstverständlichkeit wird 
eine Regierungsform mit gewählten Re-
präsentanten als Demokratie bezeich-
net, auch wenn es sich in Wirklichkeit 
um eine Art Aristokratie handelt, bei 
der die Besetzung der Regierung statt 
wie in feudalen Zeiten durch Erbfolge 
in den modernen Verfassungen durch 
Wahlen erfolgt.

Der einleitend zitierte van Reybrouck 
weist darauf hin, dass zu dieser Be-
griffsverwirrung das 1835 und in einem 
zweiten Teil 1840 erschienene unge-
mein einflussreiche Buch von Alexis 
de Tocqueville „Über die Demokratie 
in Amerika“ beigetragen hat. Es war im 
strengen Sinn keine Demokratie, die er 
dort beobachtet hat, sondern eine Ge-
sellschaft mit einer republikanischen 
Verfassung. Das Buch hätte korrekter-
weise heißen müssen: „Über den repu-
blikanischen Geist in den Vereinigten 
Staaten von Amerika“.

So aber setzte sich die Vorstellung 
von Demokratie als einer Staatsform 
durch, in der die Bürger die Möglich-
keit haben, durch periodisch stattfin-
dende Wahlen ihre Repräsentanten im 
Parlament und darüber ihre Regierung 
zu bestimmen. Eine weitergehende 
politische Einflussnahme der Bürger 
zwischen und außerhalb von Wah-
len ist in diesem System nicht vorge-
sehen. Das Volk darf wählen, ist aber 
dann nur noch „regiertes“. Der Demos 
hat zwischen den Wahlen keine Macht 
(kratos). Außerhalb von Wahlen gibt 
es streng genommen keine Volksherr-
schaft (demokratia). Das Volk gibt sei-
ne Stimme ab und hat bis zur nächsten 
Wahl nichts mehr zu sagen.

Die Erinnerung 
an den Wesenskern 
der Demokratie ist verloren 	

Dieses Bild von Demokratie hat sich 
bis heute verfestigt. Substantielle Ver-
änderungen an den demokratischen 
Strukturen konnten sich nicht entwi-
ckeln, weil die Erinnerung an den We-
senskern der Demokratie (Identität von 
Regierenden und Regierten) verloren 
gegangen war und Demokratie mit Re-
präsentation und Wahlen gleichgesetzt 
wurde. Wahlen wurden als geradezu 
konstitutiv für die Demokratie angese-
hen.

Wahlen und die 
Entstehung von Parteien	

Dass die Wahl als solche vom Prinzip 
her gar kein demokratisches Element 
ist, muss überhaupt erst wieder ins 
Bewusstsein kommen, wenn man un-
voreingenommen über Möglichkeiten 
nachdenken will, wie die in Ritualen 
erstarrte und in ihren Strukturen fest-
gefahrene Demokratie reformiert und 
wiederbelebt werden kann.

Die Wahl hat das Entstehen von Partei-
en begünstigt, ja, sie überhaupt erst 
notwendig gemacht. Wenn Bürger ihre 
Regierung wie im alten Athen per Los-
verfahren aus den eigenen Reihen be-
stimmen, können Parteien gar nicht erst 
entstehen. In der modernen Massende-
mokratie sind sie zur Identifikation poli-
tischer Ziele und als Zusammenschluss 
politisch Gleichgesinnter unverzichtbar. 
Aber die Parteien sind nicht nur Organe 
der „politischen Willensbildung“, wie 
es in unserem Grundgesetz heißt, sie 
haben auch ein Eigenleben, sie stre-
ben nach der Macht und wollen sie be-
wahren. Aus der „Mit“wirkung an der 
politischen Willensbildung ist eine ab-
solute Dominanz der Parteien in der po-
litischen Arena geworden, der Weg zur 
Gestaltung der Politik in der modernen 
Gesellschaft geht nur über eine Partei. 
Politische Veränderungen finden nur in-
nerhalb des Parteienspektrums, aber 
nicht außerhalb statt. Wir leben in einer 
Parteiendemokratie.

Die Wahl und in ihrer Konsequenz die 
Entstehung des Parteienstaates hat in 
einer besonderen Weise zu einer Re-
duzierung des demokratischen Ele-
ments geführt. Die so gewählten Ab-
geordneten, die nach dem Willen des 

Grundgesetzes in ihren politischen Ent-
scheidungen nur ihrem Gewissen ver-
pflichtet sein sollen, fühlen sich eben 
nicht so sehr als Repräsentanten des 
Bürgerwillens, sondern als Vertreter 
ihrer Partei und von deren Zielen und 
Interessen. Sie verzichten weitgehend 
auf ihr Mandat der Eigenständigkeit 
und ordnen sich willig der Fraktionsdis-
ziplin und Koalitionstreue unter. Auch 
diese Praxis wird inzwischen bis in die 
Kommunalparlamente durchgereicht 
und führt zu einer weiteren Degenera-
tion der Demokratie in unserem politi-
schen System.

Distanz zwischen 
Wählern und Gewählten	

Die Wahl des Abgeordneten über die 
Partei und damit seine Abhängigkeit 
von dieser und Verpflichtung eher ihr 
als den Bürgern gegenüber hat die 
Distanz zwischen den Wählern und 
den Gewählten vertieft. Die Wahl wird 
nicht so sehr als ein Mandat, eine Auf-
gabe, eine Verpflichtung gegenüber 
den Wählern gesehen, ihre Interessen 
wahrzunehmen, sondern eher als der 
erste Schritt zum Beginn einer eigenen 
Karriere. Der gewählte „Vertreter“ des 
Volkes hat sich verselbständigt und 
wird zum Berufspolitiker, der die peri-
odische Wiederwahl als Ritual erlebt, 
das ihn in seiner „Berufung“ bestätigt. 
Nicht selten lässt ihn dieser Beruf auch 
die Seiten wechseln, wo er nach dem 
Ausscheiden aus dem Parlament als 
Lobbyist sich der Vertretung von Parti-
kularinteressen widmet. 

Die durch die Wahl geförderte Entwick-
lung zur Parteiendemokratie hat ein 
konfrontatives politisches System be-
günstigt, in dem sich jeweilige Regie-
rungs- und Oppositionsparteien mehr 
oder weniger kompromisslos gegen-
überstehen, und die einen versuchen, 
ihr politisches Programm durchzuset-
zen, und die anderen, durch heftige Kri-
tik daran in der Öffentlichkeit Aufmerk-
samkeit und Zustimmung zu erzielen. 
Wir haben uns inzwischen so an diese 
Art von Parlamentarismus gewöhnt, 
dass wir nicht wahrnehmen, dass es 
neben dieser konfrontativen Politik, 
bei der es weniger um die Sache geht, 
als darum, für die nächsten Wahlen 
zu punkten, auch eine konsensuale 
Form der politischen Auseinanderset-
zung gibt, wie sie zum Beispiel in der 
Schweiz gepflegt wird, wo alle Parteien 
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nach ihrem Stimmenanteil an der Re-
gierung beteiligt sind. Hier ist das üb-
liche Konkurrenzschema Regierungs-
partei versus Oppositionspartei auch in 
den Parlamenten auf Bundes- und Kan-
tonalebene stark abgeschwächt durch 
das Bemühen, zu einvernehmlichen 
Entscheidungen zu kommen.  Auch die 
ständige unmittelbare Einbindung der 
Bürger durch Volksabstimmungen und 
Referenden ist ein entscheidender Bau-
stein dieses politischen Systems, das 
versucht, dem Ideal der Demokratie 
möglichst nahe zu kommen

Wer hat Angst 
vorm Losverfahren?	

Wenn es also darum geht, die in Ri-
tualen erstarrte Demokratie aufzufri-
schen, bietet es sich an, zum Wesens-
kern der Demokratie zurückzukehren 
und neben der auf Wahlen basieren-
den repräsentativen Demokratie ein 
direkt-demokratisches Element auf 
der Grundlage des Losverfahrens ein-
zuführen. Die Legitimität der Einbezie-
hung ausgeloster Bürger in den politi-
schen Prozess ergibt sich allein schon 
aus dem Grundprinzip der Demokratie, 
da jeder Bürger, so wie er einer demo-
kratischen Regierung unterworfen ist, 
gleichzeitig grundsätzlich zur Teilhabe 
an der Herrschaft berechtigt ist.

Sieht man die Idee des Losens von die-
sem Standpunkt, so stellt es sich als 
ein besonders gerechtes und demokra-
tietaugliches Verfahren heraus, weil je-
des Mitglied einer Gesellschaft die glei-
chen Chancen hat, diese Gemeinschaft 
politisch zu vertreten. Es hat darüber 
hinaus für den politischen Prozess eine 
ganze Reihe sehr praktischer Vorteile. 
So muss man sich als erloster „Politi-
ker“ keiner Gruppe anschließen und 
deren Interessen und Ziele vertreten, 
man muss keinen Wahlkampf führen, 
bei anderen um Stimmen werben und 
sich bei ihnen anbiedern, dabei eventu-
ell die eigenen Überzeugungen verleug-
nen, man kann ganz man selbst bleiben 
und im Fall der „Erlosung“ das Ideal ei-
nes Abgeordneten leben, der, wie es im 
Grundgesetz heißt, „an Aufträge und 
Weisungen nicht gebunden (ist) und nur 
(seinem) Gewissen unterworfen.“ 

Die hier vorgeschlagene Einrichtung ori-
entiert sich an und ist sozusagen eine 
spezielle Form der als Planungszellen 
Anfang der 70er Jahre von dem Wup-

pertaler Professor Dienel entwickelten 
Diskussionsforen, in denen von zufäl-
lig ausgelosten Bürgern, die von einer 
politischen Entscheidung oder einer 
notwendigen Maßnahme betroffen 
sind, in wechselnden Gruppenzusam-
mensetzungen unter Beiziehung von 
Experten eine Lösung gesucht und ge-
funden wird. Diese Form eines Bürger-
forums wurde nahezu zeitgleich, aber 
unabhängig voneinander auch in den 
USA von Ned Crosby unter dem Namen 
„Citizen ś Committee“ institutionalisiert 
(später in „Citizen ś Jury“ umbenannt). 
In der inzwischen fünfzigjährigen Tradi-
tion haben nach diesem Prinzip einge-
richtete Bürgerforen in vielen Ländern 
der Erde und auf allen politischen Ebe-
nen stattgefunden und Empfehlungen 
erarbeitet zu teilweise hochbrisanten 
gesellschaftlichen Streitfragen, bei de-
nen die Politiker nicht in der Lage wa-
ren, die Gräben zwischen entgegenge-
setzten Lagern in der Bürgerschaft zu 
überbrücken.

Ein besonders eindrucksvolles Beispiel 
für die erfolgreiche Rolle eines Bürgerfo-
rums bei der Bewältigung schier unlös-
barer Streitfragen ist die „Convention on 
the Constitution“ in Irland, ein von der 
Regierung eingesetztes Gremium, das 
sich mit Änderungen verschiedener Ver-
fassungsartikel zu befassen hatte. Es 
war nicht nur aus gelosten Bürgern zu-
sammengesetzt, sondern umfasste im 
Verhältnis zwei zu drei auch gewählte 
Politiker, mit den gelosten Bürgern in 
der Mehrheit. Die Politiker hatten keinen 
Sonderstatus, sondern waren Teil eines 
deliberativen Prozesses, bei dem über 
einen Zeitraum von einem Jahr heiße 
Themen wie etwa die gleichgeschlecht-
liche Ehe hauptsächlich in Kleingrup-
pen und im Plenum untereinander, aber 
auch in Anhörungen von Experten und 
Sichtung von Eingaben aus der Bevöl-
kerung diskutiert und schließlich mit 
Mehrheit Beschlüsse gefasst wurden, 
die an das Parlament geschickt, von die-
sem beraten und akzeptiert und dann 
in einem Referendum der Bevölkerung 
vorgelegt wurden. Es ist interessant 
zu beobachten, dass etwa die gleich-
geschlechtliche Ehe im Bürgerkonvent 
eine Zustimmung von fast 80 Prozent 
erreichte, im Referendum aber nur auf 
62 % kam. Nichtsdestoweniger war es 
das Bürgerforum, das die Tür überhaupt 
erst aufgestoßen hat, um in der Bevöl-
kerung eine mehrheitliche Zustimmung 
zu erreichen.

Zusammenarbeit 
von gewählten Politikern 
und gelosten Bürgern	

Die irische „Convention on the Cons-
titution” zeigt auch noch einen an-
deren interessanten Aspekt der Idee 
des Losverfahrens im politischen 
Prozess. Es ist keineswegs zwin-
gend notwendig, dass alle Teilneh-
mer eines deliberativen Gremiums 
zufällig per Los aus der Bürgerschaft 
bestimmt werden müssen. Eine Mi-
schung aus gewählten und gelosten 
Mitgliedern kann sich durchaus zu ei-
nem erfolgreichen Bürgerforum ent-
wickeln, wenn nur die Bereitschaft 
zum gegenseitigen Zuhören und un-
voreingenommenen Diskutieren vor-
handen beziehungsweise durch er-
fahrene Moderatoren aufgebaut wird. 
Natürlich besteht die Gefahr, dass 
die besser informierten und rheto-
risch geschulten Parteivertreter ihre 
Überlegenheit ausspielen, aber die-
se schwächt sich im Verlaufe eines 
langen Beratungsprozesses, in dem 
die Bürger sich in die Materie einar-
beiten, immer mehr ab. Weitaus be-
deutender ist die Tatsache, dass in 
einem solchen gemischten Gremium 
die aus verschiedenen Lagern kom-
menden Parteipolitiker und Bürger 
das Misstrauen voreinander verlie-
ren und gegenseitigen Respekt ent-
wickeln. Dies kann als ein hoffnungs-
volles Indiz gesehen werden für das 
hier vorgestellte Projekt eines Parla-
mentes, das sowohl aus gewählten 

Fo
to

: A
rn

au
d 

Ja
eg

er
s 

au
f 

un
sp

la
sh

.c
om

FRISCHEKUR FÜR DEN GEIST DER DEMOKRATIE



www.humane-wirtschaft.de   03/2021 45

Zusammenarbeit 
von gewählten Politikern 
und gelosten Bürgern	

Die irische „Convention on the Cons-
titution” zeigt auch noch einen an-
deren interessanten Aspekt der Idee 
des Losverfahrens im politischen 
Prozess. Es ist keineswegs zwin-
gend notwendig, dass alle Teilneh-
mer eines deliberativen Gremiums 
zufällig per Los aus der Bürgerschaft 
bestimmt werden müssen. Eine Mi-
schung aus gewählten und gelosten 
Mitgliedern kann sich durchaus zu ei-
nem erfolgreichen Bürgerforum ent-
wickeln, wenn nur die Bereitschaft 
zum gegenseitigen Zuhören und un-
voreingenommenen Diskutieren vor-
handen beziehungsweise durch er-
fahrene Moderatoren aufgebaut wird. 
Natürlich besteht die Gefahr, dass 
die besser informierten und rheto-
risch geschulten Parteivertreter ihre 
Überlegenheit ausspielen, aber die-
se schwächt sich im Verlaufe eines 
langen Beratungsprozesses, in dem 
die Bürger sich in die Materie einar-
beiten, immer mehr ab. Weitaus be-
deutender ist die Tatsache, dass in 
einem solchen gemischten Gremium 
die aus verschiedenen Lagern kom-
menden Parteipolitiker und Bürger 
das Misstrauen voreinander verlie-
ren und gegenseitigen Respekt ent-
wickeln. Dies kann als ein hoffnungs-
volles Indiz gesehen werden für das 
hier vorgestellte Projekt eines Parla-
mentes, das sowohl aus gewählten 

Parteivertretern wie aus zufällig aus 
der Gesamtheit der Bürger gelosten 
Abgeordneten besteht.

Die Einrichtung des Bürgerforums er-
weist sich für beide – Bürger und Politi-
ker – als Win-Win-Situation: die Bürger 
stellen fest, dass sie nicht nur gehört 
werden, sondern politische Entschei-
dungen sogar mitbestimmen. Für die 
Politiker ist der Gewinn möglicherwei-
se sogar noch größer, insofern ihnen 
das Votum der Bürger eine zusätzliche 
Legitimation für ihre Politik gibt und zu 
einer hohen Akzeptanz der schließlich 
getroffenen Entscheidungen führt.

Aber auch wenn die „gewählte“ Poli-
tik sich nicht nur das letzte Wort vor-
behält oder solche Bürgerräte für eine 
geschickte Abwehr weitergehender 
Forderungen der Bürger nach politi-
scher Mitbestimmung nutzt, die Idee 
der zufällig ausgelosten Bürgerräte ist 
Teil der demokratischen Wirklichkeit 
geworden.

Auf der Website „Bürgerrat“ wird (Stand 
Juni 2021) werden allein auf nationaler 
Ebene etwa zwanzig Bürgerräte in Eu-
ropa, Kanada und Australien aus jüngs-
ter Zeit oder in Vorbereitung befindlich 
aufgelistet. Daneben gibt es eine Viel-
zahl von ähnlichen Einrichtungen auf 
kommunaler und regionaler Ebene.

Dazu gehört auch Deutschland, wo 
seit 2019 das Projekt „Bürgerräte“ 
mächtig Fahrt aufgenommen hat. 

Der Verein „Mehr Demokratie e. V.“, 
der sich seit Jahrzehnten die Einrich-
tung und Durchführung von Bürger- 
und Volksentscheiden zum Ziel setzt 
und damit auf kommunaler und Lan-
desebene große Erfolge erzielt, hat 
vor ein paar Jahren die Propagierung 
von Bürgerräten als ein weiteres Ins-
trument zur Förderung der direkten 
Demokratie entdeckt. So hat „Mehr 
Demokratie“ im Jahr 2019 einen Bür-
gerrat „zur Zukunft der Demokra-
tie“ in eigener Regie organisiert, mit 
157 zufällig, aber strukturiert aus-
gelosten Bürgern, die sich über vier 
Tage in wechselnden Kleingruppen 
jeweils mit einem/r Moderator/in zu-
sammenfanden und am Ende ca. 
80 Vorschläge zur Stärkung der De-
mokratie erarbeiten, die auf 22 we-
sentliche, umsetzbare Forderungen 
und Empfehlungen an die Politik ver-
dichtet wurden. Die Ergebnisse wur-
den im November 2019 an den Bun-
destagspräsidenten weitergereicht.

Bisher gibt es keinerlei verbindliche 
Vereinbarung, dass die Beratungser-
gebnisse vom Parlament aufgegriffen, 
geschweige denn umgesetzt werden 
müssen, nicht einmal ein Verspre-
chen, dass die Vorschläge dem Parla-
ment vorgelegt werden müssen. Eine 
prozessuale Verbindung zwischen 
Bürgerrat und Parlament existiert 
(noch!) nicht.

Nichtsdestoweniger kann man fest-
stellen: Das Losverfahren ist in der 
Mitte der Politik angekommen, das 
heißt als ein anerkanntes Instrument 
der politischen Willensbildung in 
der Demokratie. In den letzten Jahr-
zehnten hat es zahlreiche Verfahren 
in vielen Ländern mit unterschied-
lichen parlamentarischen Struktu-
ren gegeben, bei denen die gewähl-
ten Volksvertreter den Sachverstand 
von Bürgerforen eingeholt haben. 
Das Losverfahren, also die Einbezie-
hung normaler Bürger, die aus der 
Mitte der Bevölkerung per Losverfah-
ren ausgewählt werden und ein Man-
dat erhalten, an der Lösung politi-
scher Probleme mitzuwirken, ist aus 
der Vorstellung von Demokratie nicht 
mehr wegzudenken. 

Es gibt aber inzwischen eine fast un-
übersehbare Literatur zu diesem The-
ma, worauf schon van Reybrouck in 
seinem 2013 erschienenen Buch hin-

gewiesen hat. Seitdem sind zahlreiche 
neue Publikationen erschienen, vor al-
lem gibt es inzwischen Vereine und 
Informationskanäle, die sich um die 
Vernetzung und den Austausch der 
zahlreichen Initiativen im Bereich der 
Losverfahren in der Politik kümmern.

Das Thema ist, wenn auch in der brei-
ten Öffentlichkeit noch nicht so prä-
sent, aus der politischen Diskussion, 
um die Auffrischung der Demokratie 
nicht mehr wegzudenken. Allerdings 
steht der große Durchbruch noch aus. 
Es gibt vor allem bisher noch kein Mo-
dell, bei dem die ausgelosten Bürger 
direkt und gleichberechtigt am parla-
mentarischen Geschehen teilnehmen.

Es gibt inzwischen aus aller Welt Vor-
schläge und ausgearbeitete Entwür-
fe von Wissenschaftlern, Journalisten 
und Politikern für eine Ergänzung der 
repräsentativen Demokratie mit einem 
losbasierten parlamentarischen Ele-
ment. Einige gehen sogar so weit, das 
gewählte Parlament durch ein gelos-
tes zu ersetzen. Die meisten sprechen 
sich für eine zweite Kammer neben der 
mit den gewählten Abgeordneten aus. 
Alle diese Reformen würden eine Än-
derung der Verfassung erfordern. Zu-
mindest diese Hürde vermeidet der 
hier vorgestellte Vorschlag, die gelos-
ten Bürger direkt in das gewählte Par-
lament zu entsenden. 

Er sieht vor, die Sitze im Parlament 
nach Wahlberechtigten zu verteilen, 
also nicht die Stimmen der Nichtwäh-
ler und derer, die aus Protest ungül-
tige Stimmen abgeben (und derjeni-
gen, die für Parteien gestimmt haben, 
die unter 5 % geblieben sind), auf die 
gewählten Parteien zu verteilen, son-
dern die restlichen Plätze im Parla-
ment entsprechend dem Prozentsatz 
der großen Gruppe derjenigen, die 
nicht diese Parteien gewählt haben, 
auf per Los ermittelte Personen aus 
der Bürgerschaft zu verteilen. Das 
wäre zum einen nur gerecht und wür-
de die wahre Bedeutung und den tat-
sächlichen Rückhalt offenbaren, den 
die etablierten Parteien bei der Be-
völkerung haben, zum anderen würde 
es den vielen Menschen, die aus wel-
chen Gründen auch immer sich nicht 
entschließen können, für eine dieser 
Parteien zu stimmen, eine Vertretung 
im Parlament geben.

FRISCHEKUR FÜR DEN GEIST DER DEMOKRATIE FRISCHEKUR FÜR DEN GEIST DER DEMOKRATIE



www.humane-wirtschaft.de46    03/2021

Das Phänomen der Nichtwähler 
nicht einfach aussitzen	

Man kann natürlich argumentieren, 
dass die Nichtwähler selbst schuld 
sind, wenn sie im Parlament nicht ver-
treten sind, schließlich haben sie ja 
freiwillig auf ihr Wahlrecht verzich-
tet. Mit einer solchen Argumentation 
macht man es sich aber zu leicht und 
übersieht, dass viele Bürger durchaus 
gute Gründe haben, in den sich anbie-
tenden Parteien keine Repräsentanten 
ihrer Interessen zu sehen. Das Anse-
hen der Parteien ist in Deutschland auf 
ein recht niedriges Niveau gesunken; 
sie gelten vielen Bürgern, darunter 
auch einer großen Zahl derer, die am 
Wahltag trotzdem ihr Kreuz bei ihnen 
machen, als mehr am eigenen als dem 
Gemeinwohl orientiert. Mit der Abnei-
gung gegen die Parteien und dem Ver-
zicht auf das Wahlrecht wächst auch 
die Distanz zur Demokratie. Aus die-
sem Grund ist es nicht nur nicht er-
laubt, sondern höchst gefährlich, das 
Phänomen der Nichtwähler sich selbst 
zu überlassen.

Es ist aber auch aus demokratietheore-
tischer Sicht geboten, alle Bürger poli-
tisch zu repräsentieren, also auch sol-
che, die von dem Instrument der Wahl 
keinen Gebrauch machen, wenn es 
anders möglich ist, wie durch die hier 
vorgeschlagene Zulosung von partei-
unabhängigen Personen, ihnen eine 
Stimme zu geben und sie so ins System 
zu integrieren. Dies umso mehr, wenn 
man sich der Tatsache bewusst bleibt, 
dass die Wahl selbst kein genuin de-
mokratisches Instrument ist. 

Frustrationen und Protestbildung 
entgegenwirken	

Wichtiger aber ist der praktische Effekt, 
der darin besteht, dass Frustrationen 
und Zweifel an der Wirksamkeit und Ge-
rechtigkeit der Demokratie, die sich ja 
nicht nur in Wahlenthaltung, sondern 
zunehmend auch in wütenden Protesten 
sowohl auf der Straße wie auch in den 
sozialen Medien niederschlagen, auf 
diese Weise aufgefangen und abgebaut 
werden können. Wenn die Wahlenthal-
tung nicht nur ein „Nein“ zu den gege-
benen Verhältnissen bedeutet, sondern 
den Raum der Demokratie erweitert, 
indem für die Bürger auch außerhalb 
der Parteien eine Mitwirkungsmöglich-
keit entsteht, verliert die negative Ener-
gie, die sich gegen den Parteienstaat 
und über diesen gegen die Demokratie 
selbst richtet, ihre Grundlage. 

Über die Notwendigkeit, die demokrati-
schen Strukturen und Praktiken aufzu-
frischen, besteht inzwischen ein breiter 
Konsens. Der Parteienstaat derzeitiger 
Prägung kommt von zwei Seiten unter 
Druck. Zum einen ist das Vertrauen in 
die Fairness, aber auch die Kompetenz 
der etablierten Politiker geschwunden, 
zum anderen sind die Bürger selbstbe-
wusster geworden und wünschen sich 
Partizipationsmöglichkeiten, die über 
das Wählen alle vier oder fünf Jahre hi-
nausgehen. Wie die Konjunktur der Bür-
gerforen in den letzten Jahren in vielen 
entwickelten Demokratien zeigt, ist die 
Beteiligung geloster Bürger am poli-
tischen Prozess inzwischen ein aner-
kanntes und erfolgreiches neues Medi-
um der politischen Willensbildung. 

Ein qualitativer Sprung	

Bisher sind diese direkt aus der Bür-
gerschaft ausgelosten Gremien auf 
die Beratung der Politiker und die 
Vorbereitung von parlamentarischen 
Entscheidungen beschränkt. Der hier 
gemachte Vorschlag, dieses Modell 
so zu übertragen, dass geloste Bür-
ger neben den gewählten Parteiver-
tretern im Parlament vertreten sind, 
dort mitberaten und auch mitbestim-
men, stellt zweifellos einen qualitati-
ven Sprung dar. Er scheint auf den ers-
ten Blick revolutionär – aber nur weil 
er durch jahrelang Gewohntes über-
schattet wird. Wir kennen praktisch 
Demokratie nur als repräsentative 
Demokratie, geprägt durch aus Wah-

len gebildeten Parlamenten. Seit ihrer 
Wiederentdeckung im 18. Jahrhundert 
ist Demokratie nie anders praktiziert 
worden, obwohl sie das ihrem Wesen 
nach gar nicht ist. Mit der Ergänzung 
des Parlaments durch geloste Bürger 
(entsprechend dem Prozentsatz der 
Nichtwähler) wird im Grunde genom-
men nur ein Stück originaler Demokra-
tie wieder hergestellt.

Damit erledigt sich gleich der Einwand, 
dass dieser Vorschlag einen schwer-
wiegenden Eingriff in das demokrati-
sche System darstellt. Wenn das Sys-
tem, das wir praktizieren, nicht genuin 
demokratisch, sondern repräsentativ 
ist, kann eine Infusion von originär de-
mokratischen Elementen das System 
nicht beeinträchtigen. Es ist in der Tat 
eine revolutionäre Veränderung, aber 
revolutionär nur insofern, als sie ge-
wohnte Denkmuster umstürzt.

Angst vor Chaos oder Lähmung 
des Parlamentsbetriebs 
unbegründet	

Wie genau die Integration der zugelos-
ten Bürger in den Parlamentsbetrieb 
organisiert werden soll, ist für die wei-
teren Überlegungen noch nicht rele-
vant und muss an dieser Stelle nicht im 
Detail überlegt werden. Es wird zwei-
fellos in der Praxis des Parlaments-
betriebs Veränderungen geben, wenn 
Menschen ihren eigenen Standort sich 
erarbeiten und vertreten, die nicht ein-
gebunden sind in die Regeln von Par-
tei- und Fraktionsdisziplin und in die 
reflexhaften Zustimmungs- und Ableh-
nungsrituale, je nach Zugehörigkeit zu 
Regierung oder Opposition. Dass dies 
notgedrungen zu Lähmung oder gar 
Chaos führen muss, ist nicht nur un-
bewiesen, sondern im Gegenteil eher 
unwahrscheinlich. Das Misstrauen ge-
genüber der politischen Qualität „ein-
facher“ Bürger beruht auf ungeprüften 
Vorurteilen. Die Erfahrungen mit den 
Bürgerforen haben gezeigt, dass diese 
ausgelosten Personen mit einem hohen 
Verantwortungsbewusstsein an die ih-
nen übertragene Aufgabe herangehen. 
Natürlich bedürfen sie einer umfassen-
den gezielten Beratung, um ihrer Rolle 
als Entscheider gerecht zu werden. Wie 
bei den Bürgerforen ist dies die selbst-
verständliche Grundvoraussetzung für 
das Gelingen eines solchen Modells ei-
nes gemischt aleatorisch- repräsentati-
ven Parlaments.Fo
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Auch gewählte Politiker sind, vor allem 
wenn sie neu ins Parlament kommen, 
nicht in allen politischen Fragen Exper-
ten und haben einen Stab von Mitar-
beitern an ihrer Seite, die sie informie-
ren und beraten. Im Gegensatz zu den 
freien Parlamentariern, die sich nicht 
an irgendwelchen übergeordneten Füh-
rungsfiguren orientieren, sind die partei-
politisch gebundenen Abgeordneten nur 
allzu oft bereit oder sogar gezwungen, 
ihren Standpunkt zu bestimmten The-
men und Entscheidungen nicht selbst zu 
suchen, sondern die Meinung der Frak-
tionsführung oder der Mehrheit der Kol-
legen zu übernehmen.

Das Neben- und Miteinander von gewähl-
ten und ausgelosten Abgeordneten ist si-
cherlich am Anfang gewöhnungsbedürf-
tig. Aber wie das Beispiel der irischen 
„Convention on the Constitution“ gezeigt 
hat, führt es auf Dauer sogar zu einem 
besseren Verständnis der jeweilig ande-
ren Seite. Die Bürger erleben mit, wie die 
Politiker vielfältigen Einflüssen aus der 
Parteibasis, der Fraktionsführung, den 
Lobbyisten ausgesetzt sind, und die Poli-
tiker lernen die politischen Themen aus 
der Alltagsperspektive der Bürger ken-
nen. Dies führt nicht nur zu gegenseiti-
gem Verständnis, sondern auch zu Re-
spekt vor dem, was die jeweils andere 
Seite in die Diskussion und den Entschei-
dungsprozess einbringt, es schafft Ver-
ständnis auf Seiten der Bürger für man-
che unpopuläre politische Entscheidung, 
es führt sicherlich auch zu mehr Bürger-
nähe bei den Parteivertretern.

Verbreiterung der Basis 
für politische Entscheidungen	

Einer der wichtigsten Vorzüge der Ein-
beziehung „normaler“ Bürger in den 
parlamentarischen Prozess ist auf je-
den Fall die Verbreiterung der Basis, 
aus der heraus politische Entscheidun-
gen getroffen werden. Die aus der Mit-
te der Bevölkerung ausgelosten Bürger 
bringen eine Vielfalt ins Parlament, die 
der jetzigen Auslese über die Parteien 
mangelt. Da das Losverfahren so struk-
turiert sein sollte, dass alle Schichten 
der Bevölkerung, alle Altersgruppen, 
Männer und Frauen vertreten sind, wird 
auch die Verschiedenheit der Bevölke-
rung angemessen widergespiegelt.

Ein weiterer Vorteil ist die Unabhängig-
keit der parteilosen Parlamentarier. Sie 
brauchen auf keine Basis Rücksicht zu 

nehmen, sich nicht Beschlüssen über-
geordneter Gremien zu unterwerfen. 
Sie können, wie an anderer Stelle schon 
ausgeführt, wahre Abgeordnete im Sin-
ne des Grundgesetzes sein, die „Vertre-
ter des ganzen Volkes (sind), an Aufträ-
ge und Weisungen nicht gebunden und 
nur ihrem Gewissen unterworfen“.

Sie stehen nicht unter ständigem Ent-
scheidungsdruck, sondern können 
sich Zeit nehmen für deliberative Pro-
zesse untereinander, aber auch mit Be-
ratern von außerhalb. Auf diese Weise 
können sie, wie bei den Bürgerforen er-
folgreich vorgemacht, ein politisches 
Problem gründlich und von allen Seiten 
diskutieren und zu einer konsensualen 
Entscheidung beitragen.

Ohne den Druck der Wahlkämpfe 
mehr Zeit und Energie für die 
politische Arbeit	

Die zugelosten Bürger brauchen kei-
ne Wahlkämpfe führen, das gibt ihnen 
mehr Zeit und Energie für die eigentli-
che politische Arbeit. Es macht sie aber 
vor allem auch frei von jeglichem Druck 
einer Basis, der sie Wahlversprechun-
gen gemacht haben und denen sie ent-
sprechende Ergebnisse liefern müssen. 
Die freien Bürger können ihr Mandat 
ohne Rücksicht auf eine zukünftige Kar-
riere, die es eben nicht gibt, ausüben.

Sie sind keinen Partikularinteressen ver-
pflichtet, wie es Parteipolitiker zwangs-
läufig sind aufgrund ihrer Parteipro-
gramme und Wahlkampfaussagen. Da 
sie selbst mit ihrem Mandat keine per-
sönlichen Ziele verfolgen, ist vielmehr 
zu erwarten, dass sie sich grundsätzlich 
am Gemeinwohl orientieren.

Die Anwesenheit von „normalen“ Bür-
gern neben den Abgeordneten der Par-
teien wird auch den Einfluss der Lobby-
isten zurückdrängen. Diese wenden sich 
vornehmlich an die zum jeweiligen The-
ma einflussreichen Mitglieder des Par-
laments (und der Regierung), weil sie 
über diese als Hebel Entscheidungen in 
ihrem Sinne beeinflussen können. Die 
nicht parteigebundenen Abgeordneten 
entziehen sich diesem Einfluss und kön-
nen mit ihren Stimmen manch eine Lob-
byistenkampagne unterlaufen.

Das Zusammensein im Parlament mit 
nicht parteigebundenen Abgeordneten 
wird auch das Verhalten und die Sicht-

weise der gewählten Parlamentarier 
auf Dauer verändern hin zu mehr Offen-
heit und Unabhängigkeit. Überhaupt 
wird die Mischung aus erfahrenen Be-
rufspolitikern und Menschen mit All-
tagserfahrung die Demokratie beleben 
und den Bürgern die Hoffnung zurück-
geben, dass Politik nicht etwas ist, das 
an ihnen vorbei praktiziert wird.

Die Politik wird mehr gemeinwohlorien-
tiert und an den Bedürfnissen der Men-
schen ausgerichtet sein, wenn im Par-
lament die Alltagserfahrungen aus der 
Bevölkerung zum Tragen kommen. Die 
Abkehr von der sterilen Regierungs-Op-
position-Konfrontation wird die Kom-
promissbildung erleichtern. Sie wird 
auch dazu beitragen, dass in gemein-
samer Verantwortung unpopuläre Ent-
scheidungen getroffen und durchge-
setzt werden können, vor denen sich 
sonst die um ihre Wahlchancen fürch-
tenden Abgeordneten scheuen.

Der vielleicht bedeutendste Vorzug 
dieses Projekts eines gemischt alea-
torisch-repräsentativen Parlaments ist 
der Zwang für die Parteien, sich zu re-
formieren, sich neu zu definieren. Sie 
müssen ihre Existenzberechtigung im 
demokratischen System neu und un-
ter veränderten Vorzeichen, nämlich 
unter Verlust ihrer Monopolstellung, 
unter Beweis stellen. Wenn die Bürger 
die Möglichkeit haben, nicht nur „Nein“ 
zu den Parteien zu sagen, sondern sich 
ihnen eine positive Alternative in Form 
von freien Abgeordneten anbietet, 
müssen die Parteien beweisen, dass 
sie mit Recht vom Grundgesetz dazu 
aufgefordert sind, an der Willensbil-
dung des Volkes mitzuwirken. Es dürf-
te dann auf längere Sicht Schluss sein 
mit den hohlen Phrasen und wohlklin-
genden, aber nichtssagenden Verspre-
chungen, von denen die Wahlprogram-
me voll sind. Die Parteipolitiker werden 
klar und deutlich darstellen müssen, 
wie sie sich die Zukunft der Gesell-
schaft vorstellen und welche konkre-
ten Maßnahmen hierzu sie ergreifen 
werden. Der Einfluss der Partikularin-
teressen, der Interessensverbände, der 
Lobbyisten wird zurückgehen, wenn 
die Parteien mit den „normalen“ Bür-
gern in Wettbewerb treten müssen, 
wem die Sorge um das Gemeinwohl am 
wichtigsten ist. Die Parteien können 
die wachsende Zahl der Nichtwähler 
nicht mehr ignorieren, denn mit ihnen 
wächst ihre Konkurrenz im Parlament.
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Die Parteien haben für die Verankerung 
der Demokratie in Deutschland einen 
wichtigen Beitrag geleistet, indem sie 
die Bürger an dieses System herange-
führt, mit ihm vertraut und es zu schät-
zen gelehrt haben. Aber sie haben ein 
Monopol errichtet und unter dessen 
Zelt einerseits ihre Macht und ihren Ein-
fluss überdehnt und zum anderen den 
Kontakt mit den Bürgern vernachläs-
sigt und teilweise verloren. Sie sehen 
die Nichtwähler durchaus als unange-
nehmes Phänomen, aber es bedeutet 
keine unmittelbare Gefahr für sie, so-
lange deren Stimmen nicht zählen. 

Die Zeit der Schwerhörigkeit 
der Parteien ist vorbei	

Es ist an der Zeit, dass die Parteien aus 
ihrer Selbstgerechtigkeit, die sie be-
quem und vor allem schwerhörig ge-
macht hat, ausbrechen und sich mit der 
Tatsache auseinandersetzen, dass sie 
mehr und mehr an Zustimmung verlieren 
– auch wenn sich das im Moment sys-
tembedingt nicht mit Machtverlust ver-
bindet. Man sollte den Aufstieg der AfD 
vielleicht als die letzte Warnung neh-
men, die in die Jahre gekommene Par-
teiendemokratie aus ihrer Stagnation zu 
befreien und mit einer mutigen Reform 
aufzufrischen. Wenn man die Demokra-
tie für Bürger, die sich von ihr abgewandt 
haben, wieder attraktiv machen will, 
sind kosmetische Korrekturen, mit de-
nen sich die Parteien ein neues Gesicht 
geben, wirkungslos. Es bedarf schon ei-
ner deutlichen Strukturreform, die den 
Bürgern signalisiert, dass die Parteien 
bereit sind, Macht abzugeben und auf 
die Bürger zuzugehen. Hierzu bietet sich 
das aleatorisch-repräsentative Modell 
an, das die Nichtwähler wieder in die 
Gemeinschaft zurückbringt. Das demo-

kratische System muss sich öffnen und 
erweitern durch das Losverfahren, über 
das neben den gewählten Parteivertre-
tern auch unabhängige Bürger an den 
politischen Entscheidungen beteiligt 
werden. Ausgeloste Bürger müssen Teil 
des demokratischen Systems werden. 

Nach den hier aufgeführten Vorzügen 
eines Modells, bei dem neben den ge-
wählten Parteivertretern auch normale 
Bürger ins Parlament zugelost werden, 
müssten eigentlich die Türen für eine 
solche Reform weit offenstehen. Die Bür-
ger hätten die Möglichkeit, ihre Unzufrie-
denheit mit den herrschenden Verhält-
nissen nicht nur durch Wahlenthaltung 
oder Protestwahl für populistische Par-
teien zum Ausdruck zu bringen, und das 
parlamentarische Geschehen würde sich 
mit der Anwesenheit von Menschen, die 
unbefangen und ohne Machtinteressen 
ihre Alltagserfahrungen einbringen, aus 
der Konfrontation zwischen Regierung 
und Opposition in Richtung auf einen de-
liberativen Prozess des Austauschs von 
Standpunkten und Argumenten mit der 
Suche nach Konsens und Kompromiss 
hin entspannen.

Aber natürlich sind die Chancen, dass 
es zu einer solchen Reform des demo-
kratischen Systems kommt, zumindest 
im Moment eher gering. Dagegen spricht 
zum einen das allgemein menschliche 
Beharrungsbestreben, das sich allen 
Veränderungen, insbesondere solchen, 
die als revolutionär empfunden werden, 
entgegenstellt. Im konkreten Fall kommt 
noch hinzu, dass die Parteien, die selbst 
betroffen sind, die Veränderungen in 
Gang setzen müssten, die ihre Machtpo-
sition, ihr Monopol beschneiden. Es ist 
kaum zu erwarten, dass sie freiwillig auf 
ihren Einfluss und ihre Privilegien ver-

zichten und den Weg dafür frei machen, 
dass auch andere in den politischen 
Gremien, in denen sie derzeit unter sich 
sind, mitmischen. Dabei wäre es durch-
aus in ihrem wohlverstandenen Inter-
esse, den Bürgern eine solche Möglich-
keit einzuräumen, ihren Protest in dieser 
Form zum Ausdruck zu bringen und da-
mit das Aufkommen extremer und radi-
kaler Parteien zu verhindern. Im Parla-
ment ist mit einem festgefügten Block 
von Extremisten und Blockierern viel 
schwieriger umzugehen als mit einer An-
sammlung von Einzelpersonen.

Es sind aber vor allem die Hürden ge-
wohnter Denkmuster zu überwinden, 
kennt man doch seit Jahrhunderten, seit 
ihrer Wiederentdeckung Demokratie 
nur als System gewählter Abgeordneter. 
Aber wenn immer mehr mit Bürgerforen 
experimentiert und praktiziert wird, wer-
den sie allmählich Teil der politischen 
Kultur. Das Beispiel Irland zeigt, dass 
die Politik die Gremien der gelosten Bür-
ger faktisch als gleichberechtigte Akteu-
re ins System hineingenommen hat. Sie 
leisten den gewählten Vertretern einen 
unschätzbaren Dienst, indem sie beson-
ders dornige Probleme im Vorfeld in de-
liberativer Weise aufarbeiten und klären 
und der Entscheidung des Parlaments 
zusätzliche Legitimation verschaffen. 

Noch weiter ist die Entwicklung im Regi-
onalparlament von Ost-Belgien, wo die 
von den Bürgern gebildete „Zweite Kam-
mer“ als eine „permanent advisory as-
sembly“ institutionalisiert ist, die dem 
gewählten Parlament zuarbeitet. Von 
hier zu dem Modell eines gemischt ale-
atorisch-repräsentativen Parlaments, 
also eines Parlaments aus gewählten 
und gelosten Abgeordneten, ist nur 
noch ein kleiner Schritt.

Werner Peters: „Nichtwähler ins Parlament – Auffrischung der Demokratie“;Broschur, 
112 Seiten, Chelsea-Köln Verlag (2021)  10,00 € ISBN 978-3-9823716-1-0

Werner Peters 
stellt ein Pro-

jekt zur „Auffri-
schung der De-

mokratie“ vor, die 
als Parteiendemo-

kratie sich immer 
mehr von ihrem We-

senskern, der Re-
gierung des Volkes 

durch das Volk, ent-
fernt hat. Die Beschränkung der Mit-
wirkung des Volkes auf Wahlen ist nicht nur nicht 
ausreichend, sondern sogar schädlich, da Wahlen 

die „post-demokratische” Parteienherrschaft nur 
festigen, in der die Bürger nach der ,,Stimm-Abga-
be“ keine Stimme mehr haben. Das Gefühl, dass 
Wahlen nichts ändern, ist eine der Hauptursachen 
für die wachsende Politikverdrossenheit, die sich 
unter anderem im Anstieg der Nichtwähler nieder-
schlägt. Die Menschen müssen auch zwischen 
den Wahlen an der Politik beteiligt werden. Hier-
zu bietet sich das eigentliche Element der Demo-
kratie an: das Losverfahren. Die Parteien werden 
ihre Mandate nicht mehr wie bisher nach den gül-
tigen Wählerstimmen zugeteilt bekommen, son- 
dern nach dem Prozentanteil der Wahlberechtigten 
 

– was im Übrigen ihre wahre Verankerung in der 
Bevölkerung widerspiegelt – die übrigen Sitze im 
Parlament werden nach dem Prozentanteil der 
Nichtwähler an freie Bürger vergeben, die per Los-
verfahren aus der Bevölkerung ermittelt werden. 
Bürgerforen, die aus zufällig gelosten Bürgern be-
stehen, haben in den letzten Jahren in vielen demo-
kratischen Ländern sogar auf nationaler Ebene eine 
wichtige Rolle bei der Lösung schwieriger politi-
scher Probleme übernommen. Es ist an der Zeit, sie 
auch zur Auffrischung des steril gewordenen Parla-
mentsbetriebs einzusetzen.

In unserem zu bestellen: https://shop.humane-wirtschaft.de/WP-Nichtwaehler
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Jahrgang 1941, Stu-
dium der Altphilolo-
gie und Philosophie in 
Tübingen und Bonn. 
Nach der Promo-
tion (1967) mehrjäh-
riger Studienaufent-
halt in den USA (mit 
Stationen an der Har-

vard Universität und am amerikanischen Kon-
gress). Ab 1970 in Deutschland als Politikbe-
rater tätig, seit 1984 Gründer und Betreiber 
des Künstlerhotels Chelsea in Köln. Gründer 
der Gruppe „Kölner Kommunitaristen“, aus 
der u. a. die Kölner Freiwilligen Agentur ent-
standen ist. Gründer und langjähriger Vorsit-
zender der Partei der Nichtwähler.

Zahlreiche Veröffentlichungen in Zeitschriften 
und Sammelbänden vor allem zur Theorie und 
Praxis der Demokratie.

Buchveröffentlichungen u. a.:

»The Existential Runner – Über die Demokratie 
in Amerika« (1992) (in den USA 1996 unter 
dem Titel „Society on the Run – A European 
View of Life in America“ erschienen). »Rätsel 
Amerika – Warum Amerikaner ganz anders 
sind« (2007/2009), »GENEROSITÄT – Für einen 
aufgeklärten Egoismus« (2013)
https://DrWernerPeters.de

Zum Autor
Dr. Werner Peters

Als eine der wenigen aktiven Politiker/
innen hat Sahra Wagenknecht sich 
ganz konkret zu der Idee des Losver-
fahrens in der Politik bekannt und in 
ihrem neuen Buch „Die Selbstgerech-
ten“ die Einführung einer echten zwei-
ten Kammer aus gelosten Bürgern als 
sinnvolle Maßnahme zur Auffrischung 
der Demokratie vorgeschlagen.

Einige Eckpunkte 
zur Organisation des Modells	

Da das Projekt des gemischten Parla-
ments im Moment eher eine Idee, eine 
Wunschvorstellung ist, scheint es mir 
nicht notwendig und auch nicht sinn-
voll, die praktische Ausgestaltung in 
allen Einzelheiten hier zu erörtern. 
Aber einige Eckpunkte sollten doch 
angesprochen werden: 

Die „freien“ Abgeordneten sollten 
nicht an der Regierung beteiligt wer-
den, sondern ausschließlich ihre Rol-
le als Abgeordnete, als Mitglieder des 
Parlaments ausfüllen.

Sie sollten aber schon bei der Wahl 
des Regierungschefs mitwirken. 
Die üblichen Mehrheits- und Koali-
tionsbildungen der Parteien werden 
auf Dauer einer konsensualen poli-
tischen Kultur Platz machen. Dann 
wird die stärkste Partei den Kanzler, 
die Kanzlerin stellen, eine Praxis, 
die auch von den freien Abgeordne-
ten unterstützt wird. Möglicherweise 
wird dann auch, wie in der Schweiz, 
die Regierung von Vertretern der Par-
teien nach ihrer Stärke besetzt.

Da die per Losverfahren bestimmten 
Abgeordneten nach Ablauf der Wahl-
periode zurück in ihr normales Leben 
müssen, muss die Rückkehr in den 
Beruf sowohl finanziell wie auch or-
ganisatorisch umfassend geregelt 
werden. Während ihrer Abgeordne-
tentätigkeit müssen sie genauso ent-
lohnt werden wie die gewählten Ab-
geordneten, möglicherweise sogar 
ein wenig besser, da sie ja nicht wie 
viele Abgeordnete eine Möglichkeit 
der weiteren Mandatstätigkeit haben 
oder nach dem Ausscheiden aus dem 
Parlament ein lukratives Angebot als 
Interessenvertreter eines Verbands 
oder Konzerns erhalten, wie es der-
zeit für gut vernetzte Abgeordnete 
nicht unüblich ist.

Viellicht kann die Tatsache, dass die 
gelosten Abgeordneten nur eine Pe-
riode im Parlament verbringen, auch 
dazu führen, dass auch für die gewähl-
ten Abgeordneten ein „term limit“ ein-
geführt wird, eventuell von zwei Wahl-
perioden, wie es derzeit für das Amt 
des Bundeskanzlers/der Bundeskanz-
lerin im Gespräch ist.

Man müsste auch dafür sorgen, dass 
die Mentoren/Moderatoren, die man 
den gelosten Parlamentariern zur Sei-
te stellt, damit sie ihre Aufgabe im Par-
lament kompetent ausüben können, 
immer wieder ausgewechselt werden. 
Sonst werden sie, die den Abgeordne-
ten die organisatorischen und sach-
lichen Kompetenzen vermitteln, über 
ihre Rolle als Experten zu den eigent-
lichen Entscheidern.

Man sollte auch überlegen, ob den 
gelosten Bürgern nicht eine Art Schu-
lungszeit oder Orientierungszeit vor 
der Aufnahme der eigentlichen Par-
lamentstätigkeit eingeräumt wird, in 
der sie auf ihre Rolle als Abgeordnete 
vorbereitet werden, damit sie mit dem 
nötigen Sachverstand an ihre Aufgabe 
herangehen können.

Auf kommunaler 
Ebene beginnen	

Wenn der politische Wille da wäre, 
eine solche Idee eines gemischt ale-
atorisch-repräsentativen Parlaments 
einmal zu erproben, so könnte man 
auf kommunaler Ebene damit anfan-
gen. Dort gibt es in den meisten Bun-
desländern bereits die Institution des 
Sachverständigen Einwohners oder 
Sachverständigen Bürgers in den Aus-
schüssen des Rates. Allerdings wird 
dieser nicht aus der Bürgerschaft er-
lost, sondern von den Parteien be-
nannt, zum anderen hat er nach den 
meisten Kommunalverfassungen 
(Ausnahme u. a. NRW) auch nicht ein-
mal im Ausschuss ein Stimmrecht. 
Man könnte in Zukunft per Los eine 
Anzahl Bürger (entsprechend der Pro-
zentzahl der Nichtwähler) vielleicht am 
Anfang nur in die Ausschüsse, später 
dann auch in die Ratsparlamente ent-
senden – mit gleichen Rechten wie die 
gewählten Ratsmitglieder. Man könn-
te die Erfahrungen auf dieser kommu-
nalen Ebene sammeln und auswerten 
und sie dann auf die Landes- und Bun-
desebene übertragen.

Auch der Ansatz, den der Verein 
„Mehr Demokratie“ verfolgt, könn-
te den Weg bahnen zu einer Vertre-
tung unabhängiger, nicht an Partei-
en gebundener Bürger im Parlament. 
Mit ihren inzwischen drei erfolgreich 
durchgeführten Bürgerräten, deren 
Ergebnisse sie dem Bundestag über-
mittelt haben, sind die Initiatoren so 
selbstbewusst geworden, dass sie 
einen entscheidenden Schritt weiter-
gehen und eine institutionelle Einbin-
dung des Instruments „Bürgerrat“ in 
den Parlamentsbetrieb einfordern. Es 
soll nicht mehr länger dabei bleiben, 
dass die Ergebnisse der Beratungen 
von den gewählten Parlamentariern 
wohlwollend zur Kenntnis genom-
men, sondern sie sollen verpflichtend 
in die Agenda des Bundestages auf-
genommen werden. Dies wäre ein ers-
ter Schritt zu einer faktischen, wenn 
auch noch nicht tatsächlichen Mitwir-
kung von gelosten Bürgern an der Ge-
setzgebung und würde die Tür zu dem 
hier entwickelten Projekt einer Auffri-
schung der Demokratie durch Ergän-
zung des Parlaments um ausgeloste 
Bürger ein Stück weiter öffnen.	
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